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FD Flachdach

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

FirsthöheFH
Höhe von FlachdächernH

geschlossene Bauweise

öffentliche Parkfläche
Fuß und Radweg+R

zulässige Dachneigungz.B.: DN 45°-55°

Planungen Nutzungsregelungen
und Massnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Erhaltung der Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Bäume

Bäume

Anpflanzung:

Erhaltung:

TGa  Tiefgaragen

Schallschutzwand

Anlieferung bzw. Ein- und Ausfahrt Tiefgarage

Straßenverkehrsfläche

Rechtsgrundlagen

Es wird bescheinigt, dass die Festlegung der 
städtebaulichen Planung geometrisch 
eindeutig ist.

..................................................

.........................................................................
Ö.b.Verm.

Ausfertigung

Dieser Plan ist die Ausfertigung, die der Rat 
der Stadt Kerpen in seiner Sitzung vom 
......................... gem. § 10 (1) BauGB als 
Satzung beschlossen hat.

.........................................................................
Bürgermeister / Ratsmitglied

Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 (1) des 
BauGB am .................... ortsüblich bekannt 
gemacht worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Eine erneute Offenlage gem. § 3 (3) BauGB 
i.V.m.  § 3 (2) BauGB, zu den Änderungen 
bzw. Ergänzungen nach der öffentlichen 
Auslegung erfolgte vom ......................... bis 
........................ . 
Ort und Dauer der erneuten Auslegung 
wurden am ......................... gem. § 3 (2) 
BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Baugesetzbuch   (BauGB)   in der Neufassung 
des Baugesetzbuches vom 27.08.1997, 
zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes 
vom 27.07.2001 (BGBl. I S. 1950)

Baunutzungsverordnung   (BauNVO)  in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung 
von Investitionen und der Bereitstellung von 
Wohnbauland vom 22.04.1993, (BGBl. I S. 
466)

Verordnung über die Ausarbeitung der
Bauleitpläne und die Darstellung des
Planinhalts  (Planzeichenverordnung 1990 - 
PlanzV 90)  vom 18.12.1990, (BGBl. I  1991, 
S. 58)

Bauordnung  für das Land Nordrhein-
Westfalen  - Landesbauordnung - (BauO 
NW)  vom 01.03.2000 (GVBI. 2000, S. 256) in 
der zur Zeit gültigen Fassung.

Gesetz über Naturschutz und
Landschaftspflege  
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)  in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.09.1998 (BGBI. I S. 2994) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) vom 12.02.1990 zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 27.07.2001 
(BGBl. I S. 1950)
 
Gemeindeordnung  für das Land Nordrhein -
Westfalen (GO NW)  in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S.
666), in der zur Zeit gültigen Fassung

Plangrundlage

Verfahren

Dieser Plan stimmt mit dem Urkundsplan und 
den darauf verzeichneten Vermerken überein.
Dieser Plan ist Urkundsplan.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

* Unzutreffendes streichen

Die vorliegende Plangrundlage ist z.T. eine 
Abzeichnung - Vergrößerung der Kataster-
flurkarte.

Die Flurkarte ist entstanden im Jahre ..............
im Maßstab ...................... durch .....................
Uraufnahme - vereinfachte - Teil - Neuver-
messung.

Die Plangrundlage enthält außerdem die 
Ergebnisse von Ergänzungsvermessungen  
(z.B. Gebäude).

Die vorliegende Plangrundlage wurde z.T. - 
neu kartiert, nach einwandfreien Fortf. - 
Vermessungen (Nr.55 FA II) - nach einer 
Teilneuvermessung und unter Verwendung 
von Fortf. - Vermessungen (vereinfachte 
Neuvermessung) - nach einer Neuver-
messung gem. Erg. - Best. und Ver-
messungspunktanweisung.

Die Darstellung entspricht dem Zustand vom

...........................

......................................................

..........................................................................
Ö.b.Verm.

*
Die Unterrichtung der Bürger sowie die 
Erörterung gem. § 3 (1) BauGB hat in der Zeit 
vom ....................... bis ........................ 
stattgefunden.

Gem. Beschluss des Ausschusses für 
Stadtplanung und Verkehr der Stadt Kerpen 
vom ....................... wurde gem. § 3 (1) Nr. 1, 
2 BauGB von der Unterrichtung und 
Erörterung gem. § 3 (1)  BauGB abgesehen.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Dieser Plan ist gem. § 10 (1) BauGB vom Rat 
der Stadt Kerpen am ........................ als 
Satzung beschlossen worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister / Ratsmitglied

*
Dieser Plan hat gem. § 3 (2) BauGB gem. 
Beschluss des Ausschusses für Stadtplanung 
und Verkehr der Stadt Kerpen vom 
....................... in der Zeit vom ....................... 
bis ....................... öffentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der Auslegung wurden am 
....................... gem. § 3 (2) BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Dieser Plan wurde gem. § 10 (2) des BauGB 
am ....................... zur Genehmigung 
vorgelegt.  Verletzungen von Rechtsvorschrif-
ten werden nicht geltend gemacht. Zu diesem 
Plan gehört die Verfügung vom .......................
AZ ........................... .

Köln, den .........................

..........................................................................
Bezirksregierung Köln                      im Auftrag

*
Änderungen bzw. Ergänzungen gem. § 3 (3) 
BauGB nach der öffentlichen Auslegung 
erfolgten gem. Beschlussfassung des 
Ausschusses 
für Stadtplanung und Verkehr der Stadt 
Kerpen vom ........................ .

Kerpen, den .......................

..........................................................................
Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss nach § 10 (1) BauGB 
sowie Ort und Zeit der Einsichtnahme sind 
gem. § 10 (3) BauGB am ....................... 
bekannt gemacht worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister 

Eine eingeschränkte Beteiligung gem. § 3 (3) 
Satz 3 des BauGB zu der (den) Änderung(en) 
bzw. Ergänzung(en) nach der öffentlichen 
Auslegung erfolgte vom ....................... bis 
....................... .

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Die Erteilung der Genehmigung der 
Bezirksregierung sowie Ort und Zeit der 
Einsichtnahme sind gem. § 10 (3) BauGB am 
....................... bekannt gemacht worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan 
wurde entworfen und angefertigt von La Città 
Stadtplanung in Zusammenarbeit mit dem 
Amt 34 „Stadtplanung, Stadtentwicklung, 
Bauen", Abteilung 34.1 „Verbindliche Planung" 
der Stadt Kerpen.

Kerpen, den .........................

.........................................................................
Bürgermeister

Dieser Bebauungsplan wurde unter Mitwir-
kung folgender Fachplaner erstellt:

Bestandteil des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes sind:

Textliche Festsetzungen

Diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
sind eine Begründung und folgende Anlagen 
zur Begründung beigefügt:

� Umweltbericht/
    Umweltverträglichkeitsprüfung
� Landschaftspflegerischer Fachbeitrag
� .........
� .........

*
Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan ist 
gem. § 12 (2) BauGB i.V.m. § 2 (1) BauGB 
durch Beschluss des Ausschusses für 
Stadtplanung und Verkehr der Stadt Kerpen 
vom ....................... aufgestellt worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister
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1.        Art der baulichen Nutzung (gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB)
1.1      WA - Allgemeine Wohngebiete
           Gemäß § 1 (6) BauNVO wird festgesetzt, dass die nach § 4 (3) BauNVO ausnahms-
           weise zulässigen Nutzungsarten nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden und 
           damit unzulässig sind.

2.        Maß der baulichen Nutzung
           (gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB)

2.1      Höhe baulicher Anlagen 
           Gemäß § 9 (1) Nr. 1 i.V. mit (2) BauGB und § 16 (2/3) BauNVO sind die Traufhöhen 
           als Oberkante Wand als Höchstmaß in Meter, die Firsthöhen als Höchstpunkt des 
           Satteldaches über Bezugspunkt (BZP) festgesetzt.
           Als Oberkante Wand gilt der Schnittpunkt zwischen der Außenkante des aufsteigen-
           den Mauerwerks und der Außenkante Dachhaut eines geneigten Daches. 

           Die festgesetzte Gebäudehöhe baulicher Anlagen kann ausnahmsweise durch not-
           wendige technische Aufbauten wie z.B. Schornsteine, Be- und Entlüftungsanlagen 
           überschritten werden.

3.        Stellplätze und Garagen
           (gem. § 9 (1) Nr. 4 BauGB)

           Gemäß § 12 (6) BauNVO sind Stellplätze ausschließlich im Bereich der überbaubaren 
           Grundstücksflächen innerhalb einer Tiefgarage im Untergeschoß des geplanten Ge-
           bäudes zulässig.

4.        Anpflanzung von Bäumen    Begrünungsmaßnahmen
           (gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB)

4.1       Pflanzung von Bäumen im Straßenraum  
            Im Bereich der öffentlichen Parkplätze entlang der Straße Nordring sind Bäume ge-
            mäß den im Bebauungsplan festgesetzten Standorten im Abstand von ca. 25 m aus 
            der Artenliste zu pflanzen.
            Bei der Pflanzung sind die Schutzauflagen für vorhandene Leitungen sowie straßen-
            verkehrliche Belange zu berücksichtigen.

4.2       Pflanzungen auf der privaten Grundstücksfläche 
            Auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen ist je angefangene 400 qm Fläche
            in Solitärbaum gem. Artenliste zu pflanzen und dauerhaft zu pflegen bzw. bei Abgang
            in entsprechender Weise nachzupflanzen. Die Bäume sind als Hochstamm mit mind. 
            16-18 cm Stammumfang gemäß der Artenliste zu pflanzen.

4.1          Anpflanzung von einheimischen Laubbäumen (Pflanzmaßnahme B 1)

                Innerhalb der Freiflächen des geplanten Altenpflegeheims sind gern. Darstellung im Landschaftspflegeri-
                schen Begleitplan mind. 15 großkronige Laubbäume nach Auswahl aus nachfolgender Liste anzupflanzen 
                und dauerhaft zu erhalten. Ein großkroniger Baum nach Auswahl aus nachfolgender Liste ist im Bereich 
                des geplanten Spielplatzes anzupflanzen. Abgängige Bäume sind gleichwertig zu ersetzen.

                PFLANZENLISTE
                Laubbäume, Hochstamm 16/18 cm
                Carpinus betulus                         Hainbuche
                Fagus sylvatica                            Rotbuche
                Tilia cordata                                 Winterlinde

4.2           Anpflanzung von Sträuchern im Bereich der Feuerwehrumfahrt (Pflanzmaßnahme B 2)
                Zur Kennzeichnung des Verlaufs der Feuerwehrumfahrt sind entlang der Bewegungsflächen für die Feu-
                erwehr gem. Darstellung im Landschaftspflegerischen Begleitplan und nachfolgender Liste Strauchgrup-
                pen anzupflanzen und dauerhaft zu pflegen.

               PFLANZENLISTE
               Sträucher
               Ribes alpinum 'Schmldt'               Alpen-Johannisbeere,  60/100 cm
               Rosa rugosa                                  Kartoffel-Rose, 40/60 cm
               Salix aurita                                     Ohrweide, 40/60

4.3          Anpflanzung von Straßenbäumen (Pflanzmaßnahme B 3)
               Im Bereich der geplanten Parkplätze entlang der Straße "Nordring" sind gem. Darstellung im Landschafts-
               pflegerischen Begleitplan insgesamt 5 Straßenbäume (z.B. Hainbuche - Carpinus betulus, Hochstamm, 
               16/18 cm) anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten.
               Die Baumscheiben dürfen nicht versiegelt werden und müssen eine Mindestgröße von 10 m2 aufweisen.
               Sie sind mit Bodendeckern bzw. Stauden gern. nachfolgender Liste zu begrünen.

               Lavabdula anguslifclia 'Hidcote Blus" Lavendel
               Rosa "Moje Hammarberg" 
               Rosa "The Fairy" 
               Rosa 'Welße Immensee" 

4.4          Eingrünung der Freiflächen des Pflegeheimes (Pflanzmaßnahme B 4)
               Die wegzugewandten Freiflächen des Pflegeheims sind durch geschnittene Hecken aus Hainbuche (Carpi-
               nus betulus, Heckenpfl., 125/150 cm) einzufassen. Bei einer maximalen Höhe von 2m bzw. einer Breite von 
               1 m sind die Hecken dauerhaft als Schnitthecken zu pflegen.

Die Pflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Abgängige bzw. Minderwuchs zeigende 
Gehölze sind in der festgesetzten Qualität nachzupflanzen.

5.         Bindungen für die Erhaltung von Bäumen
            gem. § 9 (1) Nr. 25b BauGB)

Die innerhalb des Bebauungsplanes als zu erhaltende festgesetzten Bäume sind auf Dauer 
zu erhalten, zu pflegen bzw. bei Abgang in entsprechender Weise nachzupflanzen. Abgängi-
ge bzw. stark geschädigte Bäume sind soweit notwendig vor Baubeginn zu entfernen.
Während der Bauzeit ist die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vege-
tationsflächen" und die RAS-LG 4 „Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von Bau-
stellen" zu beachten. Hierbei sind bei den im landschaftspflegerischen Begleitplan gekenn-
zeichneten erhaltenswerten Bäumen ein Wurzelschutz mit evtl. Kronenrückschnitt vorzu-
nehmen.

6.        Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
           (gem. § 9 (1) Nr. 23 BauGB)

           Im Nordwesten des Plangebietes ist nördlich des Anlieferbereichs, entlang der Plan-
           gebietsgrenze, eine  Schallschutzwand zu errichten. Die Anforderungen an diese sind 
           dem erstellten Gutachten zu entnehmen.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Anlage: Artenliste zu Punkt 4 Planungsrechtliche Festsetzungen
Auswahl einheimischer, standortgerechter Baumarten

            Artenliste 
            Standortgerechte heimische Laubgehölze
            Laubbäume, Hochstamm 16 - 18 cm

            Carpinus betulus                                     Hainbuche
            Fagus sylvatica                                       Rotbuche
            Fraxinus angustifolia 'Raywood'              Esche
            Quercus robur 'Fastigiata'                       (Säulen-)Stieleiche
            Sorbus aucuparia 'Edulis'                        Vogelbeere
            Tilia cordata                                             Winterlinde

B          BAUORDNUNGSRECHTLICHE VORSCHRIFTEN 
             (gem. § 9 (4) BauGB i.V. mit § 12 und § 86 BauO NW)

1.         Allgemeine Anforderungen

            Neubauten und alle baulichen Veränderungen bestehender baulicher Anlagen sind 
            in Baumasse, Proportion, Höhe, Material, Form- und Farbgebung so zu gestalten, 
            dass sie sich in Charakter und Maßstab in das Orts- und Straßenbild einfügen.

2.         Anforderungen an die äußere Gestalt

2.1       Dachform und Dachneigung  

            Als Dachform für die Hauptgebäude sind geneigte Dächer in Form von Satteldä-
            chern und Walmdächern zulässig. Für untergeordnete Bauteile sind auch Zwerch-
            giebel zulässig. Die zulässige Dachneigung beträgt 45° . Für die im Eckbereich des 
            geplanten Gebäudes vorgesehene zentrale Treppen- und Aufzugsanlage ist als 
            Dachform das Flachdach (FD) zulässig.
 
2.2       Dachaufbauten und Dacheinschnitte 

            Dachaufbauten als Einzelgauben und Dacheinschnitte sowie Dachflächenfenster der 
            Satteldächer dürfen in der Summe der Einzelbreiten nicht mehr als 2/3 der Firstlänge 
            einnehmen, wobei vom Ortgang und First (in der senkrechten Projektion gemessen) 
            ein Mindestabstand von 1,20 m einzuhalten ist.
               Dachaufbauten, Dacheinschnitte sowie Dachflächenfenster sind zulässig. Die Anzahl, Lage und
               Größenordnung ist aus der als Anlage beigefügten Projektplanung ‚Aussenanlagen' der Firma
               planquadrath, Bergheim vom 04.12.2003 zu entnehmen.

3.         Gestaltung von Freiflächen

            Vorgärten dürfen nicht als Lager, Abstellfläche oder Parkplätze genutzt werden. Der 
            Bereich der nicht überbaubaren Grundstücksfläche ist gärtnerisch zu gestalten und 
            dauerhaft zu unterhalten.
            Die Umfahrt für die Feuerwehr darf entsprechend befestigt werden. 

C         KENNZEICHNUNGEN UND HINWEISE 
            (gem. § 9 (5) Nr. 1 BauGB)

1.         Baugrundbeschaffenheit

            Nach Feststellung des Bodengutachtens von Dr. Lühr / Langerwehe sind besondere
            Maßnahmen gegen Grundwasser für Bauvorhaben im Plangebiet nicht erforderlich; 
            aufgrund bindiger Bodenschichten kann es jedoch zum Aufstau von Oberflächen- 
            und Schichtwasser kommen, die Abdichtungsmaßnahmen und Dränung gem. DIN 4095 
            erforderlich machen.

2.         Kampfmittelbeseitigung

            Bei Kampfmittelfunden während der Erd- / Bauarbeiten sind die Arbeiten aus Sicher-
            heitsgründen sofort einzustellen und die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der 
            Kampfmittelräumdienst der Bezirksregierung Köln zu verständigen. 
            Sollten innerhalb des Plangebietes jedoch Erdarbeiten mit erheblicher mechanischer 
            Belastung (z.B. Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten oder vergleichba-
            re Arbeiten) durchgeführt werden, wird eine Tiefensondierung empfohlen. In diesem 
            Fall wird um vorherige Abstimmung mit dem Kampfmittelräumdienst der Bezirksregie-
            rung Köln gebeten.

            Altlastenverdachtsflächen sind im vorhabenbezogenen Bebauungsplanbereich nicht bekannt.

3.         Bodenfunde
            Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde ist die Untere Denkmalbehörde oder das 
            Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal 
            und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. 

4.         Gutachten

            Die zum Bebauungsplan erstellten Gutachten (Geohydrologisches Gutachten, Öko-
            logische Bilanzierung, Lärmschutztechnische Bearbeitung) sind Bestandteil des Be-
            bauungsplanes.
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